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Etwa 1500 Mahle-KollegInnen demonstrierten am 19. Oktober am Werk Stuttgart-Feuerbach und
vor der Konzernzentrale in Cannstatt gegen die Angriffe des Managements: Stellenabbau,
Produktionsverlagerung, Werksschließungen. Dass KollegInnen von anderen Standorten mit 15
Bussen nach Stuttgart kamen, deutet darauf hin, dass fehlende Kampfbereitschaft unter den
Belegschaften nicht das Problem ist. Die Geschäftsführung des Konzerns plant, 7600 Stellen und
davon 2000 in Deutschland zu streichen. Kampfbereitschaft ist also auch dringend notwendig.

Neben den Beschäftigten bei Mahle beteiligten sich Delegationen unter anderem von Daimler
Untertürkheim, Porsche, Coperion und Koenig & Bauer. Die meisten Mahle-KollegInnen kamen vom
Werk Mühlacker, wo von der Belegschaft trotz Vollauslastung und Überstunden der Abbau jeder
zweiten Stelle gefordert wird. Es handelt sich, wie die Gruppe um die Betriebszeitung Mahle-
Solidarität richtig schreibt, um einen Generalangriff auf die Belegschaft, vor dem kein einziger
Standort sicher ist. Das gilt umso mehr, so lange der Widerstand schwach ist und nicht
standortübergreifend organisiert wird.

Die Kundgebung in Feuerbach war in ihrer Ausrichtung bemerkenswert. Insgesamt war die
Stimmung kämpferisch. Anders als auf durchschnittlichen Streik- oder Aktionstagen der IG Metall
war in den Reden durchaus eine Breite unterschiedlicher Standpunkte zu hören.

Aussagen und Stoßrichtung der Kundgebungen

Bernd Riexinger, ehemaliger Vorsitzender der Linkspartei und langjähriger Gewerkschafter, war vor
Ort und wies in seiner Rede darauf hin, dass die kämpfenden Belegschaften über das eigene Werk
und die eigene Firma hinweg Solidarität organisieren müssen. Er sagte, ohne Management kann die
Arbeit weitergehen, aber nicht ohne die Belegschaft. Deshalb müsse sich die Organisation des
Arbeitskampfes auch auf die Belegschaft stützen. Das ist richtig und sollte in einer kämpfenden
Gewerkschaft zu den Essentials gehören.

Mehmet Sahin, Vertreter von Mahle-Solidarität, ging in seiner Rede weiter und sagte, dass im
Kampf gegen Stellenabbau die Einführung einer allgemeinen 30-Stunden-Woche mit vollem
Personal- und Lohnausgleich nötig ist und im Zweifelsfall Betriebe, die entlassen wollen,
vergesellschaftet werden müssen und das auch ein Ziel der Gewerkschaft werden müsse. Damit hob
er den Abwehrkampf gegen Entlassungen auf eine höhere Stufe. Zum einen mit der
Arbeitszeitlosung, für die auch branchenübergreifend gekämpft werden kann, zum anderen dadurch,
dass der gewerkschaftliche Kampf nicht vor dem Recht auf Privateigentum Halt machen soll, wenn
es dieses Privateigentum ist, das unsere Jobs bedroht.

Liljana Culjak (BR-Vorsitzende von Feuerbach) hatte zwar keine Vorschläge, wie und mit welchen
Losungen der Kampf weitergeführt werden könnte. Im Vordergrund standen Kritik an „unfairen“
Methoden der Geschäftsführung, die zwecks Profitmaximierung Produktion verlagern will: „Wir
haben eine neue Geschäftsführerin, wir haben aber kein Miteinander und keine Transparenz“. Aber
dass sie die Kundgebung mit organisierte, ist ein positiver Schritt und bereits ein Bruch im IG-
Metall-Apparat. Der Vorstand der IG Metall Stuttgart erschien noch nicht mal auf der Kundgebung
in Feuerbach und entschuldigte sich aufgrund einer angeblichen Vorstandstagung, die wohl nie
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stattgefunden hat.

Kontrast

Die zweite Kundgebung vor der Konzernzentrale diente Nektaria Christidou (BR Mühlacker und
stellvertretender Gesamtbetriebsratsvorsitzender) und dem Gesamtbetriebsrat dazu, die Stimmung
wieder einzufangen und den Aktionstag ins rechte Licht zu rücken.

Die Geschäftsführung war auf die Bühne geladen und hatte zwar außer wachsweichen
Bekenntnissen zum Wir-Gefühl nichts zu verkünden, konnte sich aber dafür das Betteln der BR-
Vorsitzenden anhören. Aus Feuerbach war nur ein Teil der KollegInnen mitgekommen und wer noch
dabei war, dem war dort nicht nach Kämpfen zumute.

Die Angriffe

Für Feuerbach fordert die Geschäftsführung konkret, zusätzlich zu den seit 2018 unterm Strich
abgebauten 500 MitarbeiterInnen weitere 98 loszuwerden, oder – falls es hierüber keine Einigung
gibt – 39 Millionen Euro an Einsparungen zu Lasten der Belegschaft (über welchen Zeitraum?).

Der Gesamtbetriebsrat hat im Frühjahr den Stellenstreichungen in Feuerbach zugestimmt und das
als Erfolg gefeiert, obwohl für die Belegschaft bestenfalls einige Monate Zeit gewonnen wurde. Der
Stellenabbau sollte freiwillig durch Aufhebungsverträge und Abfindungen vonstattengehen. Die
Freiwilligkeit ändert nichts am grundsätzlichen Charakter der Maßnahme: Verdrängung von
Arbeitskraft aus dem Produktionsprozess, d. h. Vergrößerung der industriellen Reservearmee oder
Verlagerung zu anderen Standorten, also Verschärfung der Konkurrenz zwischen den ArbeiterInnen
bei unterschiedlichen Lohnniveaus. Nun wurde die vereinbarte Zielvorgabe von 385 Stellen nicht
erreicht und es zeigt sich, dass das Ausmaß des Stellenabbaus einfach zu groß ist, um reibungslos
über die Bühne zu gehen. Die Zustimmung zum Sozialplan hat nicht wie versprochen der
verbleibenden Belegschaft Sicherheit verschafft. Sie hat aber eine Zeit lang der falschen Vorstellung
Auftrieb gegeben, dass der Jobverlust eine rein individuelle Angelegenheit ist. Das hat es dem BR
erleichtert, selbst keinerlei Widerstand zu organisieren und Ansätze davon, die ohne seine Initiative
entstanden, im Sand verlaufen zu lassen. Der Geschäftsführung wurde so signalisiert, dass
Gegenwehr nicht zu befürchten ist, und sie wurde ermutigt weiterzugehen.

Für Mühlacker stellte die Geschäftsführung seit dem vergangenen Jahr mal die Zahl von 211, dann
94 und dann wieder 350 KollegInnen in den Raum, die sie aufgrund mangelnder Nachfrage nach den
dort produzierten Produkten abbauen wolle. Nun wird mit einer Halbierung der aktuell 1400 Köpfe
starken Belegschaft gedroht und das Management plant bereits jetzt, keine weiteren Investitionen in
den Produktionsstandort zu leisten. In Wirklichkeit ist das Werk gut ausgelastet, die KollegInnen
leisten Überstunden. Der Betriebsrat stimmt letzterem zu, anstatt diese Ungeheuerlichkeit von
Mehrarbeit bei geplantem Stellenabbau als Druckmittel gegenüber der Geschäftsführung
einzusetzen. Deren Pläne kann man nur so verstehen, dass der Standort mittelfristig auf der
Abschussliste steht, um die Produktion zu geringeren Kosten woanders anzusiedeln. Das Werk
Öhringen ist bereits geschlossen und Gaildorf ist in Abwicklung, in beiden Fällen ohne großen
Widerstand von Betriebsrat und IG Metall.

Der Aktionstag am 19. Oktober kam überhaupt erst auf Druck von unten zustande. Nur so ist auch
zu erklären, dass mit Riexinger ein linker ehemaliger Gewerkschaftsführer und mit Mehmet Sahin
ein kämpferischer Betriebsrat zu Wort kamen, wobei letzterer seit Jahren in Opposition zur BR-
Mehrheit steht.

Die Stellenstreichungen sind ein umfassender Angriff auf die Belegschaften, der weit über einzelne



Werke und auch über den Mahle-Konzern hinausgeht. Bei VW wird intern der Abbau von 30.000
Stellen diskutiert.

Das deutsche Exportkapital versucht, in stagnierenden Absatzmärkten den eigenen Profit zu
steigern, um im internationalen Konkurrenzkampf nicht weiter zurückzufallen. Die Produktion (ob
Verbrenner oder Elektro) soll in „Best Cost Countries“ wiederaufgebaut werden, solange die
Produkte nachgefragt werden, und die Stellenstreichungen werden dann als Kollateralschaden der
„technologischen Transformation“ verbucht. Der Konkurrenzdruck trifft die gesamte Branche und
daher ist vor dieser Rationalisierungsrunde auch kein Werk, keine Firma sicher. Sozialpläne ändern
nichts an der Tragweite des Angriffs, aber jeder Sozialplan ist ein Exempel an der betroffenen
Belegschaft.

Die Betriebsgruppe Mahle-Solidarität hat seit Bekanntwerden der Sparpläne Anfang 2019 die
Belegschaft in Flugblättern informiert und für eine Kampfstrategie argumentiert.

In ihrem Flugblatt Mahle-Solidarität Nr. 13 zum 19. Oktober schreibt sie:

Der „sozial verträgliche Abbau“ ist keine Lösung, Es hilft nichts, wenn Betriebsräte da
mitmachen. Das Mitmachen ermuntert nur zu neuen Angriffen. Bei Schließungen gibts
eh nichts abzufedern.

Auch wenn die Firma mehr Profit macht, rettet das keine Arbeitsplätze. Auch das hat
sich bewiesen. Sie investieren in Firmenkäufe, nicht in die bestehenden Werke.

Widerstand auf allen Ebenen ist nötig. Betriebsräte müssen da vorangehen! Nicht um
Milde betteln, sondern klare Kante zeigen!

Aber vor allem muss die IG Metall ihrer Aufgabe als Gewerkschaft nachkommen und
alle Belegschaften, die kämpfen wollen, vereinen! Seit 2 Jahren wird eine Bude nach
der anderen dichtgemacht, jede stirbt für sich alleine und die IG Metall tut so, als
wären das Einzelfälle. Statt beispielsweise in der Tarifrunde gemeinsam zu streiken,
muss jetzt jeder für sich kämpfen.

Der Metallertreff Stuttgart verteilt die Flugblätter der Mahle-Solidarität seit Monaten und damit
wurde eine standortübergreifende Basisstruktur aufgebaut, die der sozialpartnerschaftlichen Politik
der BR- und IGM-Bürokratie mit Informationen und Losungen für den Kampf begegnet. Die
Kundgebung vom 19. Oktober zeigt, dass eine klassenkämpferische Bewegung in Betrieb und
Gewerkschaft erfolgreich sein kann, wenn sie die richtigen Prinzipien anwendet: Kritik und
Opposition zur Bürokratie, wenn nötig – und gemeinsamer Kampf, wann immer möglich.
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